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Bericht des Abgeordneten Dr. Preiß 


Die Neunundzwanzigste Verordnung zur Ände- ; 
rung der Einfuhrliste — Anlage zürn Außenv/irt- j 
Schaftsgesetz — wurde vom Herrn Präsidenten mit j 
Schreiben vom 6. April 1967 dem Ausschuß für ’ 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum | 
21. Juni 1967 zur Behandlung zugewiesen. Die Ver- j 
Ordnung wurde bereits im Bundesanzeiger Nr. 61 j 
vom 31. März 1967 verkündet uiid ist am 1. April 
1967 in Kraft getreten. Nach § 27 Abs. 2 AWG 
kann der Bundestag verlangen, daß die Verordnung 
binnen vier Monaten nach ihrer Verkündung aufge- 
hoben wird. 

1. Der Ministerrat der EWG hat mit Verordnung 
Nr. 159 vom 25. Oktober 1966 zusätzliche Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Obst und Gemüse erlassen. Es wurden u. a. 
ab 1. Januar 1967 für die Erzeugnisse des An- 
hangs I (Blumenkohl, Tomaten, Apfelsinen, Man- 
darinen, Zitronen, Tafeltrauben, Äpfel (außer 
Mostäpfeln), Birnen (außer Mostbirnen) und 
Pfirsiche (außer Brugnolen und Nektarinen) die 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung sowie alle 
mengenmäßigen Beschränkungen und Maßnah- 
men gleicher Wirkung im Handelsverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten abgeschafft. 

Außerdem hat der Ministerrat der EWG durch 
Verordnung Nr. 158, ebenfalls vom 25. Oktober 
1966, die Qualitätsnormen für den Handel mit 
diesen Waren innerhalb der Gemeinschaft fest- 
gelegt. 

Die Bundesregierung hat diesen Bestimmun- 
gen bei den Waren, deren Einfuhr aus der 
EWG bisher noch genehmigungspflichtig war 


(Tomaten, Blumenkohl, Tafeläpfel und -birnen), 
entsprochen und die Einfuhrliste entsprechend 
geändert. 

2. Die Bundesregierung ist verpflichtet, einem Be- 
schluß des Internationalen Kaffeerates vom 
28. Januar 1967 zu entsprechen, wonach die Ein- 
fuhr von Kaffee nicht zugelassen ist, wenn die 
Sendung den Vermmrk „New Market" trägt oder 
sich aus der Kaffeesendung ergibt, daß sie ur- 
sprünglich für ein in Anlage B zum Internationa- 
len Kaffeeübereinkommen genanntes Land be- 
stimmt war. Durch dieses Verfahren wird das 
Exportquotenverfahren wirksamer gestaltet. 

Diesem Beschluß trägt die Bundesregierung 
Rechnung, indem sie die Fußnoten zu den Kaf- 
feepositionen der Einfuhrliste neu gefaßt hat. 

3. Glukose und Glukosesirup wurden bis 31. De- 
zember 1964 im Gemeinsamen Zolltarif der EWG 
unter der Tarifnr. 17.02 aufgeführt, während 
chemisch reine Glukose unter der Tarifnr. 29.43 
geführt wurde. Die Tarifierung dieser Erzeug- 
nisse unter zwei besonderen Tarifnummern hat 
zu Schwierigkeiten bei der technischen Anwen- 
dung geführt, so daß die für Glukose und Glu- 
kosesirup eingeführten Regelungen auf che- 
misch reine Produkte dieser M^are ausgedehnt 
wurden, d. h. auch die Einfuhr chemisch reiner 
Glukose und chemisch reinen Glukosesirups wird 
genehmigungspflichtig. 

4. Für eine Reihe für Obst- und Gomüsezubereituii- 
gen, deren Einfuhr bisher genehmigungspflichtig 
war, wird die Einfuhr liberalisiert, weil das 
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Schutzbedürfnis der inländischen Produktion da- 
durch nicht beeinträchtigt wird. 

5. Die Bundesregierung und die Regierung von 
Hongkong haben am 11. Januar 1967 ein Abkom- 
men über Selbstbeschränkungsmaßnahmen bei 
der Ausfuhr von Baumwollwaren aus Hongkong 
in die Bundesrepublik abgeschlossen. Es v/urden 
jedoch erheblich mehr Waren mit der Ursprungs- 
angabe Hongkong in die Bundesrepublik einge- 
führt, als Ausfuhren aus Hongkong erfolgten. 

Um die Angabe von unrichtigen Ursprungsbe- 
zeichnungen zu erschweren und die Umgehung 
deutscher Einfuhrbeschränkungen zu verhindern, 


hat die Bundesregierung mit der Regierung von 
Hongkong vereinbart, daß für alle Einfuhren 
von Textilien aus Hongkong ein Ursprungs- 
zeugnis vorgeschrieben wird. Dieses wird vom 
Departement of Commerce and Industry, Hong 
Kong, ausgestellt. 

Ein Ursprungszeugnis wird aus denselben Grün- 
den auch für die Einfuhren aus Macao vorge- 
schrieben. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, von seinem Recht 
zur Aufhebung der Verordnung keinen -Gebrauch 
zu machen. 


Bonn, den 19. April 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Preiß 

Vorsitzender Berichterstatter 
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